
¥ London (dpa). Eine überwältigende Mehrheit von 99,8 Prozent
der Bewohner der Falklandinseln hat sich für den Erhalt des Status
quo des Territoriums als britisches Überseegebiet ausgesprochen.
Von den 1.517 Wählern stimmten nur 3 mit nein. Großbritannien
forderte die argentinische Regierung umgehend dazu auf, den Wil-
len der Inselbevölkerung zu achten. ¦ Kommentar

¥ Düsseldorf (jkl/hl/lnw). Kurz vor
der Verabschiedung des nordrhein-
westfälischen Landeshaushalts für das
laufende Jahr haben sich SPD und
Grüne auf weitere Sparmaßnahmen ge-
einigt. Die Landtagsfraktionen be-
schlossen, rund 108 Millionen Euro we-
niger an neuen Schulden aufzuneh-
men als ursprünglich geplant. Sparen
müssen auch viele Kommunen, die auf-
grund von Fehlberechnungen weniger
Landesmittel aus dem Stärkungspakt
zu erwarten haben.

Nach Angaben des FDP-Landtagsab-
geordneten Kai Abruszat wird es nach
der Neuberechnung des Stärkungspakts
Gewinner und Verlierer geben. Minden
und Porta Westfalica zählten in OWL zu
den Gewinnern, Löhne werde „wohl et-
was weniger als bislang zugesagt“ erhal-
ten. „Man kann nur hoffen, dass auf die
NeuberechnungenVerlass ist“, sagte Ab-
ruszat. Sonst drohe ein neuer Rechts-
streit in Münster. Zuvor hatte die NRW-
Landesregierung einen Gesetzentwurf
auf den Weg gebracht, der eine gerechte
Verteilung der Konsolidierungshilfe für
Kommunen im Stärkungspakt bewirkt.
„Wir wollen den finanziell schwächsten
Kommunen in Nordrhein-Westfalen ei-
nen Weg aus der Schuldenfalle ermögli-
chen“, erklärte Kommunalminister Ralf
Jäger. Mit demStärkungspaktgesetz wer-
den bis Ende dieses Jahres mehr als 1,2
Milliarden Euro an finanzschwache
Kommunen ausgezahlt.

Unterdessen setzten die Regierungs-
fraktionen noch einmal den Rotstift an.
Insgesamt sind in dem 60-Milliarden-
Euro-Etat nun 3,4 Milliarden Euro an
neuen Krediten vorgesehen – rund 900
Millionen weniger als 2012. Der Haus-
halt 2013 soll nächste Woche im Land-
tag verabschiedet werden. Wegen der

Neuwahl im vergangenen Jahr ist der
Landtag mit den Beratungen im Verzug.
Umschichtungen im Haushaltsentwurf
sollen aber auch zusätzliche Investitio-
nen ermöglichen und Kostensteigerun-
gen auffangen. So sind nun rund 38 Mil-
lionen Euro obendrein für Flüchtlinge
vorgesehen. Geschont werden die Wohl-
fahrtsverbände: Ursprünglich hatte die
Regierung bei ihnen 5 Millionen Euro
einsparen wollen, die Fraktionen mini-
mierten den Abschlag aber auf nur noch
1,7 Millionen. Außerdem soll insgesamt
eine Million Euro an Landes- und EU-
Mitteln für den Kampf gegen Kinderar-
mut mobilisiert werden.

Während die Wohlfahrtsverbände
aufatmen können, treiben die Pläne der
Landesregierung den Denkmalschüt-
zern Sorgenfalten auf die Stirn. Laut
Haushaltsentwurf sollen die Fördermit-
tel für den Denkmalschutz 2013 um 2
Millionen Euro gekürzt werden. Ab
2015 sollen sie im Landeshaushalt ganz
eingestellt und durch eine Darlehnsför-
derung ersetzt werden.

Für Frithjof Kühn, Vorsitzender des
Rheinischen Vereins für Denkmalpflege
und Landschaftsschutz, ist das Grund
zur Sorge. Er schreibt in einem offenen
Brief an Ministerpräsidentin Hannelore
Kraft: „Die Denkmalförderung des Lan-
des hat sich in den letzten 20 Jahren um
rund 60 Prozent verringert.“ Im glei-
chen Zeitraum sei jedoch die Zahl der
unter Schutz gestellten Bau- und Boden-
denkmäler um 27,85 Prozent gestiegen.
„Das widerspricht dem Koalitionsver-
trag“, kritisiert Frank Tafertshofer, Pres-
sesprecher des Westfälischen Heimat-
bundes. Dort heißt es: „Wir werden die
Kulturförderung durch das Land für alle
Sparten auch in Zukunft auf dem er-
reichten Niveau halten – wo möglich
und geboten, auch ausbauen.“

China – das aufstrebende
Land der Mitte. In den ver-

gangenen Jahren erschütter-
ten diverse Lebensmittelskan-
dale das Land. Unschuldige
Säuglinge sind durch verseuch-
tes chinesisches Milchpulver
zu Schaden oder ums Leben ge-
kommen. Die Folge: Die Chi-
nesen vertrauen ihren eigenen
Produktennichtmehr. Und ih-
ren Kontrollen.

Es ist verständlich, dass be-
sorgte chinesische Eltern viel
Geld für ausländische Import-
ware ausgeben. Sie wollen si-
chergehen, dass ihre Kinder
gesund aufwachsen. Wer
kann es ihnen verdenken?
Doch dass China als aufstre-
bende Wirtschaftsmacht und
alseinLand mitknapp 1,4Mil-
liarden Einwohnern nicht in
der Lage ist, eigenes qualitativ
wertvolles und vor allem ge-

sundes Milchpulver für seine
Kinder zu produzieren, ist
vor allem eines: traurig. Statt-
dessen vertrauen die Chine-
sen auf deutsche Babymilch.

Was sagt uns das? Trotz di-
versen Lebensmittelskanda-
len wie BSE, Dioxin-Eiern
und Pferdefleisch hat deut-
sche Babymilch den Ruf eines
Qualitätsprodukts.

Im Vergleich zum Ausland
sind die deutschen Standards
bei Kontrollen in der Lebens-
mittelindustrie immer noch
hoch. Aber es gibt keinen
Grund, sich auf dem guten
Ruf des Qualitätssiegels
„Made in Germany“ auszuru-
hen. Das hat der deutsche Pfer-
defleischskandal vor kurzem
unter Beweis gestellt.

¥ Berlin/München (dpa). Der frühere Widerstandskämpfer und
Begründer der Münchner Sicherheitskonferenz, Ewald-Heinrich
von Kleist, ist tot. Er starb am Freitag im Alter von 90 Jahren. Kleist
war am Attentat auf Adolf Hitler durch die Verschwörer um Claus
Schenk Graf von Stauffenberg am 20. Juli 1944 beteiligt. Nach dem
Krieg wurde er Verleger und gründete den Ewald-von-Kleist-Verlag.

 julia.gesemann@
ihr-kommentar.de

 Bericht Titelseite
Katrin Göring-Eckardt (46), Grünen-
Spitzenkandidatin, hatte als junge Frau in
der DDR ähnliche Vorlieben wie die ersten
Grünen, die vor 30 Jahren in den Bundes-
tag einzogen. „Die Frage, was mit dem Um-
weltschutz ist, war auch für mich ein gro-
ßes Thema“, sagte sie. „Und ja: Ich habe
meine Pullover damals selbst gestrickt und
meine Röcke selbst genäht.“  FOTO: DPA180Jahrenach der Kolo-

nisierung streiten
sich Großbritannien und Ar-
gentinien immer noch da-
rum, wem die „Malvinas“ be-
ziehungsweise die Falklandin-
seln gehören. Die Einwohner
haben entschieden: Sie wol-
lenbritisch bleiben. Die Regie-
rung in Buenos Aires will das
nicht wahrhaben.

Der argentinische Schrift-
steller Jorge Luis Borges ver-
glich den Konflikt um die In-
seln einmal mit dem Streit
zweier Kahlköpfe um einen
Kamm. 1982 führten die bei-
den Länder Krieg um die Falk-
landinseln. Alexander Haig,
damals US-Außenminister
unter Ronald Reagan, konnte
nicht begreifen, warum ir-

gendjemandwegeneines „ver-
gessenen Pickels am Hintern
der Weltgeschichte“ zu den
Waffen greifenwollte. Die Bri-
ten sind immer noch fest da-
von überzeugt, dass ihr letzter
Kolonialkrieg, in dem über
900 Menschen starben, die
Opfer wert war. Jährlich gibt
manpro Kopfder dortigenBe-
völkerung rund 20.000 Pfund
für die Verteidigung des Ar-
chipels aus. Es ist nicht zu er-
warten, dass London ein-
lenkt. Zu oft hat man betont,
dass das Selbstbestimmungs-
recht der Falkländer unantast-
bar sei. Keine guten Karten
für Argentinien.
 jochen.wittmann@

ihr-kommentar.de
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Seit Tagen droht Nordkorea
den USA und Südkorea mit

Krieg. Jetzt nimmt das kommu-
nistische Regime konkret eine
südkoreanische Insel nahe der
umstrittenen Seegrenze im Gel-
ben Meer ins Visier. Machtha-
ber Kim Jong Un habe bei einer
Inspektionstour auf einer Insel
die Artillerieeinheiten angewie-
sen, das Hauptquartier der süd-
koreanischen Marinesoldaten
auf der Insel Baengnyong bei der
kleinsten Provokation in die
Luft zu jagen, berichteten die
Staatsmedien.

„Sobald der Befehl erteilt ist,
sollt ihr die Hüften der verrück-

ten Feinde brechen, ihre Luft-
röhre durchschneiden und ih-
nen deutlich zeigen, was ein
wirklicher Krieg ist“, habe Kim
gesagt.

Südkorea befürchtet, das
Nachbarland könnte sich zu mi-
litärischen Provokationen hin-
reißen lassen. Im November
2010 hatte Nordkoreas Küsten-

artillerie die zu Südkorea gehö-
rende grenznahe Insel Yonpy-
ong beschossen.

Nordkorea hatte zuletzt fast
täglich mit einem Krieg gedroht
und sogar den USA einen atoma-
ren Erstschlag angedroht. Pjöng-
jang reagiert damit auf amerika-
nisch-südkoreanische Militär-
manöver und den wachsenden
internationalen Druck wegen
seines Atomwaffenprogramms.
Am Montag hatte die offizielle
Zeitung Rodong Sinmun berich-
tet, das Waffenstillstandsabkom-
men zur Beendigung des Korea-
kriegs (1950–1953) sei wie ange-
kündigt „von heute an“ ungül-

tig. Der UN-Sicherheitsrat hatte
zuvor Sanktionen gegen Nord-
korea wegen des Atomtests am
12. Februar verschärft. Südko-
reas Verteidigungsministerium
warf Nordkorea vor, mit tägli-
chen Kriegsdrohungen „psycho-
logischen Druck“ auszuüben.

Nordkorea soll Bewohner in
der Grenzregion dazu veranlasst
haben, sich in unterirdische
Schutzräume zu begeben und
mit Nahrungsrationen für Ernst-
fälle einzudecken. In der Haupt-
stadt Pjöngjang seien Busse mit
Tarnnetzen verhangen, um eine
„kriegsähnliche Atmosphäre“
hervorzurufen.

¥ Berlin (AFP). Die Stasi-Unterlagen-Behörde braucht immer
mehr Zeit, um die Anträge von Bürgern auf Akteneinsicht zu bear-
beiten. Betroffene müssten bis zu zweieinhalb Jahre warten. Grund
sei Personalmangel. So sei die Zahl der Mitarbeiter im Bereich Aus-
kunft seit 2011 um elf Prozent zurückgegangen. Zugleich sei die
Zahl der Anträge im Jahr 2010 um etwa zehn Prozent gewachsen.

Lange Wartezeit bei Einsicht in Stasi-Akten

¥ Berlin (AFP). Die Sicherheitsbehörden haben 266 mutmaßliche
Straftäter mit Bezügen zur rechten Szene gesucht. Gegen die Ge-
suchten unbekannten Aufenthalts bestanden offene Haftbefehle.
In 44 Fällen war eine rechtsmotivierte Straftat Grund für den Haft-
befehl. Die übrigen 222 Haftbefehle waren wegen Straftaten der
Rechtsextremen ohne politischen Hintergrund ausgestellt worden.

NordkoreaverkündeterstesAngriffsziel

¥ Berlin (rtr). Bundesregierung
und Wirtschaft sind sich uneins,
wie in Deutschland Arbeit und
Familie besser miteinander in
Einklang gebracht werden soll-
ten. Auf einem „Familiengipfel“
in Berlin plädierte Familienmi-
nisterin Kristina Schröder da-
für, Müttern die Rückkehr von
einem Teilzeit- in einen Vollzeit-
job gesetzlich zu garantieren. Ei-
nen solchen Rechtsanspruch
lehnte aber FDP-Fraktionschef
Rainer Brüderle ab. „Wir sehen
da Probleme“, sagte er. Das kön-
ne Frauen bei Einstellungen be-
hindern. Grundsätzlich halte sie
Anstrengungen in diesem Be-

reich für eine Sache der Tarif-
partner, sagte Schröder. „Nur
wenn sich nichts bewegt“, müs-
se der Gesetzgeber tätig werden.

Führende Wirtschaftsvertre-
ter warnten vor staatlichem
Zwang undmehr Bürokratie. Ar-
beitgeberpräsident Dieter
Hundt sagte, der Weg über staat-
liche Eingriffe sei „kein Weg, der
zum Ziel führt“. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel forderte von
der Wirtschaft eine größere Of-
fenheit für flexible Arbeitszeiten
und warb für familiengerechtere
Arbeitsbedingungen. Davon
profitierten Unternehmen wie
ihre Beschäftigten, sagte sie.

¥ Seoul (dpa). Die umstrit-
tene Seegrenze zwischen Süd-
und Nordkorea rückt nach
den Drohungen Pjöngjangs er-
neut in den Blickpunkt. Nord-
koreas Machthaber Kim Jong
Un (Foto) hat sein erstes An-
griffsziel verkündet.

K O M M E N T A R E

NRW-Haushaltsprobleme

Vermeidbare Fehler
B E R N H A R D H Ä N E L

¥ Erfurt (dpa). Lehrer haben einen Anspruch auf Kostenerstat-
tung für Schulbücher, die sie im Unterricht benötigen. Das ent-
schied das Bundesarbeitsgericht in Erfurt. Die Bundesrichter gaben
damit der Klage eines Pädagogen statt, der dem Land Niedersach-
sen den Kaufpreis für ein Mathematikbuch in Höhe von 14,36 Euro
in Rechnung gestellt hatte.  AZ: 9 AZR 455/11

P R E S S E S T I M M E N
S P D - W A H L P R O G R A M M

Streit um die Falklandinseln

Konflikt der Kahlköpfe
J O C H E N W I T T M A N N , L O N D O N

Ewald-HeinrichvonKleist isttot

T A G E S T H E M A

Deutsches Milchpulver für chinesische Babys

Guten Ruf ausbauen
J U L I A G E S E M A N N

Wirtschaft sperrt sich gegen
flexiblere Arbeitszeiten

Politik mahnt Familienfreundlichkeit im Beruf an

266HaftbefehleinderrechtenSzene

Badische Zeitung
¥ Freiburg. Das Wahlpro-
gramm der SPD steht ganz un-
ter dem Motto: Von oben nach
unten umverteilen – wobei
nicht klar ist, was mit der Mitte
geschehen soll.

Rhein-Neckar-Zeitung
¥ Heidelberg. Ähnlich wie bei
Grünen und Linken liegt dem
Wahlprogrammein ideales, so-
zial gerechtes Weltbild zu
Grunde. Nichts dagegen. Zwei-
felhaft bleibt alleine die Finan-
zierung. Wenn Steinbrück da-
von spricht, dass „einige Steu-

ern für einige“ erhöht werden
müssten, dann ist das gerade
für seine Verhältnisse beacht-
lich wenig Klartext.

Flensburger Tageblatt
¥ Flensburg. Mit dem Gerech-
tigkeitswahlkampf spricht die
SPD ein verbreitetes Unbeha-
gen an. Managergehälter der
großen Dax-Unternehmen
uferten in den letzten Jahren
aus. Hingegen konnten Durch-
schnittsverdiener kaum ihr
Realeinkommensichern. In un-
terenLohngruppen werden Be-
schäftigte mancherorts gede-
mütigt.

UngarischesGulasch ZEICHNUNG: HORST HAITZINGER

Lehrer müssen Schulbücher nicht bezahlen

Zum dritten Mal in Folge
hat sich die rot-grüne

NRW-Landesregierung vor
dem Verfassungsgerichtshof
in Münstereine Klatsche abge-
holt. Das ist bitter, auch wenn
Regierungschefin Kraft und
ihr Finanzminister Walter-
Borjansden Richterspruch he-
runterspielen. Verfassungs-
bruch aber ist kein Kavaliers-
delikt.

Bei Lichte besehen war das
Scheitern des Haushalts für
das Jahr 2011 absehbar. Es
hätte seinerzeit schon eines
politischen Zweckpessimis-
musbedurft, einen wirtschaft-
lichen Abschwung oder Steu-
ermindereinnahmen zu prog-
nostizieren, die allein eine
Neuverschuldung höher als
die Investitionssumme recht-
fertigten. Und so fehlte jegli-
che von der Verfassung getra-
gene Rechtfertigung für die
Höhe der Neuverschuldung.

Kein Politikansatz, auch
nicht der einer präventiven Fi-
nanzpolitik, steht höher als
die Verfassung; da mag es ja
auch noch so richtig sein,
heute mehr in Bildung zu in-
vestieren, um morgen weni-
ger Ausgaben zu haben. So-

lange Bildungsausgaben
nicht zu den Investitionskos-
ten gerechnet werden dürfen,
müssen die dafür notwendi-
gen Mehrausgaben durch
Mehreinnahmen oder Kür-
zungen an anderer Stelle ge-
deckt werden.

Risikobefrachtet sind auch
die Haushalte für das laufen-
de und das kommende Jahr.
Es knirscht an vielen Ecken
und Kanten, so dass des Lan-
des Begehrlichkeit wachsen
dürfte, sich auf Kosten Dritter
zu entlasten. Das aber sind die
Kommunen. Sie spüren be-
reits jetzt, dass die Reise dort-
hin geht. Etwa wenn Schulmi-
nisterin Löhrmann die Inklu-
sion von behinderten und
nichtbehinderten Schülern
vorantreibt, Zusatzkosten
aber verneint, obwohl sie un-
vermeidlich eintreten wer-
den.

Viele Fehler sind vermeid-
bar. So auch die Fehlberech-
nungen der Zuweisungen an
überschuldete Kommunen.
Dazu bedarf es lediglich hand-
werklicher Genauigkeit.

Falklandinselnsollenbritischbleiben

Mahmud Ahmadinedschad (56), Irans
Präsident, ist von religiösen Führern we-
gen seines unislamischen Verhaltens auf
der Trauerfeier für Hugo Chávez gebrand-
markt worden. Anstoß war ein Foto, auf
dem er die Mutter des verstorbenen vene-
zolanischen Staatschefs umarmt. Ahmadi-
nedschad hatte zunächst bestritten, eine
fremde Frau umarmt zu haben.  FOTO: DPA

Wohernehmen? Ministerpräsidentin Hannelore Kraft muss in NRW sparen. FOTO: DPA

Lech Walesa (69), polnischer Ex-Arbeiter-
führer, versteht die Aufregung um seine Kri-
tik an Homosexuellen nicht. Als er gefor-
dert habe, homosexuelle Abgeordnete soll-
ten im Parlament in der letzten Reihe sit-
zen, sei es ihm nicht um die Schaffung von
Ghettos gegangen. Homosexuelle versuch-
ten aber, als Minderheit der Mehrheit ihre
Überzeugungen aufzuzwingen. FOTO: RTR

Landesregierung
setztRotstiftan
Einsparungen im Haushalt 2013 beschlossen
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